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Energiekrise:BaslerSVP
forderteinenKrisenstab
SP, Grüne undGrünliberale geben sich gelassen und sprechen vonAktivismus.

AndreasMöckli

DerTon istwiegewohntharsch:
Es scheine eindeutig, dass Ba-
sel-Stadtmiserabel auf die dro-
hende Energiekrise vorbereitet
sei.Dies schreibt die SVPBasel-
Stadt in einer Medienmittei-
lung. Während Baselland be-
reits einenKrisenstabeingesetzt
habe und die Bevölkerung auf
die schwierige Lage aufmerk-
sammache, verkenne die links-
grüne Regierungsmehrheit den
Ernst der Lage.

Die Antworten auf eine An-
fragederbzbeidenbeidenKan-
tonen vor gut drei Wochen er-
wecktendenEindruck,dass sich
Baselland intensiver und ernst-
hafter mit einer drohenden
Energiekrise auseinandersetzt
als Basel-Stadt. Das von SP-Re-
gierungsrat Kaspar Sutter ge-
führte Departement verweise
hauptsächlichaufdenBundund
schiebedieVerantwortungnach
Bernweiter, schreibt die SVP.

Während inanderenStädten
intensiv über mögliche Mass-
nahmendiskutiertwerde, sei in
Basel nichts zuhören, sagt SVP-
Grossrat Joël Thüring. Die Re-
gierunghandlewidersprüchlich.
Bei Corona habe Basel-Stadt
stets schärfere Massnahmen
vomBundgefordert oder sei sel-
ber rascher vorangegangen. Bei
der Energiekrisewerde der Ball
nunBernzugeschoben.Thüring
bezeichnet dies als blauäugig.

DieSVPhabeerwartet,dass sich
der Regierungsrat nach seiner
ersten Sitzung nach den Som-
merferien zum Thema äussern
werde. Nun wolle die Partei die
Sitzung nächsten Dienstag ab-
warten.«Sollte sichdieExekuti-
ve dann noch immer nicht ver-
lauten lassen, werden wir mit
einemVorstoss reagieren», sagt
Thüring. Es brauche nun eine
KoordinationunterdenDeparte-
menten, idealerweisewerdedies
in einemKrisenstab gebündelt.

Gelassener reagiert die SP.
Grossrat Daniel Sägesser hat

nicht den Eindruck, dass der
Kanton schlecht vorbereitet sei
oderdasThemanicht ernstneh-
me, wie er sagt. Er verweist auf
die Pläne der Organisation für
Stromversorgung in Ausseror-
dentlichen Lagen des Bundes.
AuchBasel-Stadtbereite sich im
Hintergrundvor, es gebezudem
entsprechende Infoveranstal-
tungen seitens der IWB.

Bevölkerungsoll aktiv
informiertwerden
So hat der städtische Energie-
versorger am 1. Juni Mitglieder
des Grossen Rats zum Thema
«Versorgungssicherheit mit
Strom und Gas» eingeladen.
DerAnlass sei gut besucht, aus-
gerechnetdieSVPabernicht vor
Ort gewesen, sagt Sägesser.Da-
mit erscheine der Aktivismus
der SVP in einem besonderen
Licht.

Gleichwohl stellt Sägesser
zwei Forderungen an den Kan-
ton: So soll dieRegierung inden
kommendenWochendamit be-
ginnen,Privatpersonenunddas
Gewerbe darüber zu informie-
ren,was imFalle einesEnergie-
mangels auf sie zukommt. Zu-
dem müssten die Behörden
Effizienz-undEinsparmassnah-
men prüfen, die sich kurzfristig
umsetzen liessen. «Hier gibt es
noch Potenzial», sagt Sägesser.

Er könne nicht beurteilen,
wie gut sich der Kanton auf die
drohende Energiekrise vorbe-

reitet, sagt JürgStöcklin, ehema-
liger Grossrat der Grünen und
Energiepolitiker. Massnahmen
vorzubereiten, sei mit Blick auf
denWinter abernotwendig.Auf
Bundesebene sei das Departe-
ment für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation
aktiv und stehe auch inKontakt
mit denKantonen.

DavidWüest-Rudinvonden
Grünliberalen kann die Forde-
rungnacheiner seriösenVorbe-
reitung seitens des Kantons
nachvollziehen.Gleichzeitig sei
das Thema sehr komplex. «Ich
gehe davon aus, dass die Regie-
rung bereits aktiv geworden
ist», sagt der Grossrat. Ob dies
auchdie richtigenMassnahmen
seien, könneeralsMilizpolitiker
nur schwer beurteilen.

«AbhängigvomAusland
wegenderBürgerlichen»
WieStöcklinundSägesser spielt
Wüest-Rudinaber auchdenBall
andieSVPzurück:«Wirmüssen
dem Gestänkere der SVP ent-
gegenhalten, dass esdieBürger-
lichen waren, die an fossilen
Energieträgern festgehaltenund
sich gegen den forcierten Aus-
bauder erneuerbarenEnergien,
insbesondere der Fotovoltaik,
gesperrt haben.» Die Schweiz
habe hier viel zu wenig schnell
vorwärtsgemacht. Dadurch sei
dasLandnun zu stark vomAus-
landabhängig – etwas,was jadie
SVP sonst gerade nicht wolle.

GLP:Ausländerstimmrecht
nurnachbestandenerPrüfung
DieGrünliberalenunterstützendasAusländerstimmrecht,
aber sie fordernhöhereHürden.

NachdemderRegierungsrat die
Motion aus dem Grossen Rat
zum Thema Ausländerstimm-
recht umsetzen möchte, hat
gesterndieGLP ihrenVorschlag
präsentiert. Die Motion der SP
fordert, dass Ausländerinnen
undAusländernacheinemfünf-
jährigen Aufenthalt und mit
einer Aufenthaltsbewilligung
kantonal das aktive und passive
Wahlrecht erhalten.

Obwohl die Grünliberalen
diese Forderung im Parlament
nochunterstützthatten, gehe ih-
nen die Vorlage der Regierung
nun zu weit, schreibt die Partei
in einer Medienmitteilung.
Ausserdem sei die Vorlage an
der Urne chancenlos. «Vor 11
Jahren hat die Stimmbevölke-
rung eine praktisch identische
Initiativemit80unddenGegen-
vorschlagmit 60 Prozent abge-

lehnt», sagt GLP-Fraktionsprä-
sidentDavidWüest-Rudin.

Vorschlag stösst rechtsund
linksaufwenigGoodwill
Die Idee der GLP: Ausländerin-
nen undAusländer, diemindes-
tens fünf Jahre inBasel lebenund
eineNiederlassungsbewilligung
haben, können das Stimmrecht
beantragen. Dafür soll eine
Prüfung auf Deutsch über die
Grundkenntnisse der geografi-
schen, historischen, politischen
und gesellschaftlichen Verhält-
nisse in Bund, Kanton und Ge-
meinden abgelegtwerden.

DerVorschlagwurdegestern
von bürgerlicher wie auch von
linker Seite sofort kritisiert.
«Undwo genau liegt derUnter-
schied zur Einbürgerung?»,
twitterte SVP-Grossrat Pascal
Messerli. (rha)

Schulzimmer:Regierungwill
lüftenstattLuftfilterkaufen
Hotspots DieBaslerRegierung
sieht keinenBedarf fürLuftfilter
oder CO2-Messgeräte in den
Schulen. Das Basler Parlament
hatte im April die Motion von
SP-GrossratPascalPfister über-
wiesen und damit ein Konzept
zurVerbesserungderLuftquali-
tät andenSchulengefordert. So
sollte die Regierung darlegen,
welchekurzfristigenoderbauli-
chen Massnahmen es gibt und
was diese kostenwürden.

Davon will die Regierung aller-
dings nichts wissen. Regelmäs-
sigesundausgiebigesLüften sei
und bleibe die zentrale Mass-
nahme für eine gute Luftquali-
tät, schreibt sie in ihrem Be-
schluss vondieserWoche.CO2-
Messgeräte könnenbereits jetzt
bei Bedarf fürmehrereWochen
ausgeliehenwerden.Undbauli-
cheMassnahmenwürden hohe
Kosten verursachen und seien
oft gar nichtmöglich. (hys)

Vandalismus-Serie
inBaslerKirchen
Sprayereien In Basel sind in
denvergangenenWochenmeh-
rere katholische Kirchen von
einemodermehrerenVandalen
heimgesuchtworden.EinNews-
scout berichtete gegenüber«20
Minuten» von Sprayereien, die
erAnfangWocheanSäulenund
WändenderKircheSt.Joseph im
Matthäus-Quartier entdeckte.
Auf Anfrage der Zeitung infor-
miertedieRömisch-katholische
Kirche Basel-Stadt, dass es in
denvergangenenWochen inan-
derenKirchen zuweiterenVan-
dalenakten gekommen sei: So
sorgten Mitte Juli entzündete
Holzstücke auf dem Altar der
Bruder-Klaus-Kirche auf dem
Bruderholz für geschwärzte In-
nenwände. Eine Woche später
zerstörtenUnbekanntemit Stei-
nen Fenster derselben Kirche.
AnfangAugust schliesslichwur-
dendie InnenräumederHeilig-
geist- und der Clarakirche mit
Graffiti beschmiert.

LauteinemSprecherderKir-
che gehedie Polizei in allen Fäl-
len vom gleichen, geistig ver-
wirrtenTäteraus.Vandalenakte
im Aussenbereich seien leider
nichts Neues, die vorliegenden
Schädenabermassiv, sagter.Die
Staatsanwaltschaftkommentier-
te die Vorfälle nicht. Trotz der
Beschädigungen will die katho-
lische Kirche ihre Gotteshäuser
in Basel offen halten. (bz)

CircusMonti gegenWindundWetter

Der SchweizerCircus gastiert auf seiner 37. Tour seit ges-
tern auf derBaslerRosentalanlage.DasProgramm«Con-
tre Vents et Marées» nimmt er dabei etwas wörtlich.
Schon bei der Tournéeeröffnung funkte einGewitter da-

zwischen. Bei der Basler Première vor prominentemPu-
blikum tropfte es von oben herab, so dass die Clowns
LarissaWagenhals und Adrien Borruat allen Grund hat-
ten, ihren Schirm aufzuspannen. Bild: Roland Schmid

«Basel-Stadt
bereitet
sich im
Hintergrund
vor.»

Daniel Sägesser
SP-Grossrat


